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In diesem Beitrag soll es um ein Urteil des Bundes-
arbeitsgerichts vom 19.2.2019 (Az.: 9 AZR 541/15) 
gehen, welches dem Arbeitgeber – bezogen auf nicht 

genommene Urlaubstage – „eine Aufgabe mehr“ auf-
bürdet.

Grundsatz: Urlaubsverfall am 31.12.

Nach § 4 Bundesurlaubsgesetz wird der volle Ur-
laubsanspruch erstmalig nach einer Wartezeit von 
sechs Monaten nach Bestehen des Arbeitsverhält-
nisses erworben.
Grundsätzlich verfällt nicht genommener Urlaub am 
31.12. eines jeden Jahres. Diese Grundsatzregelung 
ist teilweise nicht bekannt, weil in Arbeitsverträgen 
häufig abweichende Regelungen enthalten sind. Ent-
hält der Arbeitsvertrag allerdings keine sogenannte 
Übertragungsklausel, verfällt der Urlaub am Ende 
des Jahres – so zumindest im Grundsatz. Natürlich 
existieren von diesem Grundsatz Ausnahmen, wie 
z. B. in § 7 Abs. 3 S. 2 Bundesurlaubsgesetz. Danach 
ist eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste 
Kalenderjahr nur statthaft, wenn dringende betrieb-
liche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende 
Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der Übertragung 
muss der Urlaub in den ersten drei Monaten des 
 folgenden Kalenderjahrs gewährt und genommen 
werden. 

Das Bundesarbeitsgericht 

erwartet Arbeitgeberinitiative

Nach der aktuellen Rechtsprechung des Bundes-
arbeitsgerichts haben Arbeitgeber die Initiative zu 
ergreifen, wenn es um die vollständige Urlaubs-

gewährung im laufenden Kalenderjahr geht. Im ein-
gangs zitierten Urteil des Bundesarbeitsgerichts 
heißt es: 
„Der Arbeitsgeber hat konkret und in völliger Trans-

parenz dafür zu sorgen, dass der Arbeitnehmer tat-

sächlich in der Lage ist, seinen bezahlten Jahres-

urlaub zu nehmen, indem er ihn – erfor derlichenfalls 

förmlich – auffordert, dies zu tun.“ 

Dabei hat der Arbeitgeber auch mitzuteilen, dass der 
Urlaub am Ende eines Bezugszeitraums oder eines 
Übertragungszeitraums verfällt, wenn er trotz Auf-
forderung nicht genommen wird. Kommt der Arbeit-
geber dieser Mitteilungspflicht nach, kann er sich 
später auf den Verfall des etwaigen vorhandenen 
Urlaubs berufen. 
Sofern die von der Rechtsprechung geforderte Mit-
teilung allerdings – aus welchen Gründen auch im-
mer – unterbleibt, bleibt der Urlaub des vergangenen 
Jahres bestehen und kommt zum neu entstehenden 
Jahresurlaub im nächsten Kalenderjahr hinzu. 

Empfehlenswert: Mitteilungsschreiben 

Um die ungewollte Ansammlung von Urlaubsansprü-
chen zu vermeiden, sollten Arbeitgeber rechtzeitig 
ein Mitteilungsschreiben an alle ihre Arbeitnehmer 
veranlassen, in dem sie über den jeweiligen Urlaubs-
status aufklären. Eine bestimmte Form ist nicht vor-
geschrieben. Wichtig ist, dass die Mitteilung so 
rechtzeitig erfolgt, dass der Urlaubsanspruch auch 
realistisch noch im laufenden Jahr bzw. Bezugs-
zeitraum möglich ist. Es sollten insbesondere fol-
gende Punkte kommuniziert werden:

Wann verfällt eigentlich 
der Urlaubsanspruch?
 Ein Beitrag von Christian Erbacher, LL.M.

RECHT  /// Die Tage werden kürzer und das Jahr neigt sich so langsam 
dem Ende entgegen. Für Arbeitgeber und Praxisinhaber ist das letzte 
Quartal stets mit erheblichem Aufwand verbunden. Viele Dinge müssen 
noch erledigt oder wollen vor dem Jahreswechsel abgehakt werden. Für 
viele Arbeitgeber stellt sich in dieser Phase des Jahres unter anderem 
die Frage, wie mit angehäuften Überstunden und/oder nicht genomme-
nen Urlaubstagen umzugehen ist.
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ANZEIGE

• � Anzahl der Urlaubstage
• � Aufforderung an Arbeitnehmer, den Urlaub in diesem Kalenderjahr noch zu nehmen.
• � Aufklärung über Rechtsfolgen, wenn Urlaub nicht genommen wird.

Praxistipp
Das Urteil zeigt, dass das Arbeitsrecht immer komplexer und für Arbeit­
geber/Praxisinhaber ohne anwaltliche Beratung nicht mehr seriös in den 
Griff zu bekommen ist. Denn die Gerichte schreiben lediglich vor, welche 
Maßnahmen nicht ausreichen. Umsetzungshinweise und strategische 
Ansätze müssen vom Rechtsanwender selbst entwickelt werden. Insofern  
ist es als Arbeitgeber bzw. Praxisinhaber ratsam, sich anwaltliche, auf  
das Medizinrecht spezialisierte Beratung einzukaufen.
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